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2 1 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948
über die Bekämpfung der Dasselbeulen-

krankheit der Rinder.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. In Gebieten, in denen die Entdasselung
der Rinder im Sinne der nachstehenden Bestim-
mungen durchzuführen ist, hat jeder Tierhalter
die an seinen Rindern auftretenden Larven der
großen Dasselfliege (Hypoderma bovis) und der
kleinen Dasselfliege {Hypoderma lineatum) zu
vernichten.

§ 2. (1) Der Landeshauptmann ist ermäch-
tigt, durch Verordnung

a) das Verbreitungsgebiet der Dasselbeulen-
krankheit festzustellen;

b) die Gebiete, in denen die Entdasselung
durchzuführen ist, zu bezeichnen;

c) die Zeit der Entdasselung festzusetzen;

d) das Entdasselungsverfahren zu bestimmen.

(2) Die Bestimmungen über das Entdasselungs-
verfahren [Abs. (1), lit. d] haben

a) die Ar t und Weise der Entdasselung
(mechanisches oder medikamentöses Ver-
fahren),

b) die Durchführung des Verfahrens durch
die Tierhalter oder durch besondere Ent-
dasseler und

c) die Nachuntersuchung sowie die etwa
nötige Wiederholung des Verfahrens
(Nachentdasselung)

zu umfassen.

(3) Die Unterweisung der Tierbesitzer u n d des
Halterpersonals über das Entdasselungsverfahren

hat durch die zuständigen Amtstierärzte oder
deren Beauftragte zu erfolgen.

(4) Beim Herrschen der Maul- und Klauen-
seuche darf die Entdasselung in den von der zu-
ständigen Bezirksverwaltungsbehörde zu be-
zeichnenden Gebieten nur von hofeigenen Per-
sonen ausgeführt werden.

§ 3 . (1) In Gebieten, in denen die Bekämp-
fung der Dasselbeulenkrankheit angeordnet ist,
dürfen nu r entdasselte Rinder auf Weiden,
Tierschauen, Tieraukt ionen oder Tiermärkte ge-
bracht werden.

(2) Als entdasselt sind solche Rinder anzusehen,
die einem Verfahren im Sinne des § 2, Abs. (2),
lit. a, mi t sichtbarem Erfolg unterzogen wurden.

§ 4. Die Kosten der Entdasselung haben die
Rinderbesitzer zu tragen.

§ 5. (1) Zuwiderhandlungen gegen die Vorschrif-
ten der § § 1 und 3 oder gegen eine auf Grund
des § 2, Abs. (1) u n d (2), dieses Bundesgesetzes
erlassene Verordnung werden als Verwaltungs-
übertretung von der Bezirksverwaltutngsbehörde
mit Geld bis zu 1000 S oder m i t Arrest bis zu
drei Monaten bestraft.

(2) Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen im
Sinne des § 2, Abs. (4), werden nach den Straf-
bestimmungen des Tierseuchengesetzes vom
6. August 1909, R. G. Bl. N r . 177, geahndet.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft betraut .

Renner
Figl Kraus
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2 2 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948
über die Bekämpfung der übertragbaren
Geschlechtskrankheiten (Deckseuchen) der

Rinder.

Der Nat ional ra t ha t beschlossen:

§ 1. (1) Der Besitzer von Rindern oder sein
Stellvertreter ist verpflichtet, zum Schutze gegen
die Verbreitung der übertragbaren Geschlechts-
krankheiten (Deckseuchen) der Rinder und zur
Hin tanha l tung der Folgen dieser Seuchen

a) wiederholtes oder gehäuftes Umrindern
(mehr als dreimaliges Umrindern) oder

b) jede vorzeitige Ausstoßung der Frucht
(Verwerfen) oder

c) äußerlich erkennbare, entzündliche Erkran-
kungen, wie Ausschläge, Anschwellungen
oder Ausflüsse an den Geschlechtsorganen
der männlichen oder weiblichen Rinder

unverzüglich dem für den Erkrankungsort zu-
ständigen Bürgermeister — in Wien dem zu-
ständigen magistratischen Bezirksamt — zu
melden, Rinder, bei denen sich eine der unter a,
b oder c angeführten Erscheinungen zeigt, nach
Möglichkeit abzusondern und den Deckbetrieb
einzustellen.

(2) Der Bürgermeister ha t die Meldung unver-
weilt an die Bezirksverwaltungsbehörde weiter-
zuleiten.

(3) Die Pflicht zur unverweilten Meldung an
die Bezirksverwaltungsbehörde obliegt einem
Tierarzte , wenn er an männlichen oder weib-
lichen Zucht- und Nutz r indern eine übertragbare
Geschlechtskrankheit oder den Verdacht einer
solchen Krankheit feststellt; gleichzeitig ist von
ihm die Meldung an den für den Erkrankungsort
zuständigen Bürgermeister — in Wien an das
zuständige magistratische Bezirksamt — zu er-
statten.

§ 2. (1) Die Bekämpfung der Deckseuchen hat
in Gebieten, in denen ihr Auftreten vom zustän-
digen Amtstierarzt festgestellt wurde, nach einem
Plane zu erfolgen, der von diesem, wenn aber
das Seuchengebiet über den Bereich einer Bezirks-
verwaltungsbehörde hinausgeht, im Einvernehmen
mit dem Amtst ierarzt des betroffenen Nachbar-
bezirkes aufzustellen ist. Bei der Festlegung des
Bekämpfungsplanes sind von der Bezirks-
verwaltungsbehörde die von ihr mit der Bekämp-
fung der Deckseuchen beauftragten Tierärzte, die
zuständige landwirtschaftliche Berufskörperschaft
und die Bürgermeister der in Betracht kommenden
Gemeinden zu hören.

(2) Den mit den Erhebungen, Untersuchungen,
Feststellungen und Behandlungen beauftragten
Amts - und praktischen Tierärz ten ist v o m Rinder-
besitzer oder von seinem Stellvertreter jede nötige
Hilfe zu gewähren.

§ 3. (1) Nach der amtstierärztlichen Feststellung
einer Deckseuche ist der Deckbetrieb im Seuchen-
gebiete (Deckring, Deckbereich, Ortschaft, Ge-
meinde) von der Bezirksverwaltungsbehörde
sogleich zu verbieten.

(2) Hierauf sind alle Rinder des Seuchen-
gebietes tierärztlich zu untersuchen.

(3) Der Deckbetrieb darf nu r mit den bei
diesen Untersuchungen gesund befundenen Tieren
wieder aufgenommen werden.

§ 4. (1) Mit einer Deckseuche behaftete (ange-
steckte) oder einer solchen Seuche verdächtige
Rinder sind bis zur Genesung oder Behebung des
Verdachtes mit einem Kennzeichen zu versehen.

(2) Mi t einer Deckseuche behaftete (angesteckte)
Rinder, deren Behandlung unwirtschaftlich ist
oder vom Besitzer abgelehnt wird , sind aus-
nahmslos durch Ohrlochung bleibend zu kenn-
zeichnen. Erforderlichenfalls kann die Bezirks-
verwaltungsbehörde die Weiterhal tung solcher
Rinder verbieten.

(3) So gekennzeichnete Rinder dürfen nicht be-
legt oder zum Belegen benützt werden.

§ 5. Rinder, die mit einer Deckseuche behaftet
(angesteckt) oder einer solchen Seuche verdächtig
sind, dürfen vor ihrer Genesung, beziehungsweise
vor Behebung des Verdachtes als Zucht- und
Nutz t ie re nicht in den Verkehr gebracht werden.

§ 6. Der gemeinsame Weidegang von Stieren
verseuchter Bestände mit weiblichen Rindern u n d
von weiblichen Rindern verseuchter Bestände
mit Stieren ist verboten.

§ 7. Die Bezirksverwaltungsbehörde kann nach
Anhörung oder auf Antrag der zuständigen land-
wirtschaftlichen Berufskörperschaft die Kas t ra -
tion der nicht gekörten oder abgekörten Stiere
des Seuchengebietes zur H in t anha l tung der Ver-
schleppung von Deckseuchen durch verbotswid-
riges Belegen (Schwarzdecken) auf Kosten der
Besitzer anordnen, sofern diese nicht die Schlach-
tung solcher Stiere vorziehen. Die Tierzucht-
förderungsgesetze der Länder werden hiedurch
nicht berühr t .

§ 8. Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft kann im Einvernehmen mit den
beteiligten Bundesministerien zur Hin tanha l tung
der Verschleppung und zur Tilgung der Deck-
seuchen der Rinder unter Bedachtnahme auf die
Interessen der Tierzucht und des Tierverkehres
durch Verordnung besondere Verfügungen tref-
fen, die sich auf

a) die Feststellung der über t ragbaren Ge-
schlechtskrankheiten;

b) die Ar t und den Umfang der tierärztlichen
Untersuchung, Behandlung und Über-
wachung der kranken und verdächtigen
Tiere;
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c) die Art der Kennzeichnung;
d) die besonderen Schutz- und Tilgungsmaß-

nahmen und
e) die vorbeugende Behandlung der zum Be-

legen zugelassenen Rinder des Seuchen-
gebietes beziehen.

§ 9. Die Bezirksverwaltungsbehörde kann die
künstliche Befruchtung der weiblichen Rinder
eines Seuchengebietes für die Dauer des Bekämp-
fungsverfahrens unter Bedachtnahme auf dies-
bezügliche landesgesetzliche Bestimmungen an-
ordnen.

§ 10. (1) Die künstliche Befruchtung darf nur
von Tierärzten oder einem von dem Amtstier-
arzt im Einvernehmen mit der Bezirksbauern-
kammer Beauftragten vorgenommen werden.

(2) Die Bestimmungen über die technischen Ein-
richtungen und über das Verfahren bei der
künstlichen Befruchtung der Rinder sind vom
Bundesministerium für Land- und Foristwirtschaft
durch Verordnung festzulegen.

§ 11. In. Rinderbeständen, in denen eine Deck-
seuche festgestellt wurde oder die einer solchen
Seuche verdächtig sind, dürfen Heilverfahren nur
von Tierärzten durchgeführt werden.

§ 12. Die Deck- und Verkehrsbeschränkungen
sind von der Bezirksverwaltungsbehörde aufzu-
heben, sobald der Amtstierarzt das Erlöschen der
übertragbaren Geschlechtskrankheit im Seuchen-
gebiete festgestellt hat.

§ 13. (1) Die Kosten
a) aus Anlaß der ersten Erhebungen und

Untersuchungen durch den Amtstierarzt
und die beauftragten Tierärzte und der
amtstierärztlichen Revisionen, soweit alle
diese Kosten nicht zu dem von den Län-
dern zu tragenden Amtssachaufwand (ein-
schließlich aller Reisekosten) gehören, sowie
der laboratoriumsmäßigen Überprüfungen
zur Feststellung der Deckseuchen,

b) der Kennzeichnung der Rinder im Seuchen-
gebiete und

c) der Desinfektion, mit Ausnahme der zu
ihrer Durchführung notwendigen Hand-
und Zugarbeiten,

fallen dem Bundesschatze zur Last.
(2) Die Kosten für die Absonderung, Wartung,

Beaufsichtigung, Behandlung, der Nachunter-
suchung, künstlichen Befruchtung sowie der bei
der Durchführung der Desinfektion notwendigen
Hand- und Zugarbeiten halben die Rinderbesitzer
zu tragen.

§ 14. Die den beauftragten praktischen Tier-
ärzten im Rahmen des Bekämpfungsverfahrens
zukommenden Vergütungen sind, soweit sie die
Rinderbesitzer belasten, vom Landeshauptmann
nach Anhörung der Berufsvertretung der Tier-
ärzte sowie der landwirtschaftlichen Haupt-

körperschaft des Landes festzusetzen und zu
verlautbaren. Soweit derartige Vergütungen den
Bundesschatz belasten, ist deren Höhe vom Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen nach Anhörung der Berufsvertre-
tung der Tierärzte Österreichs festzusetzen und
zu verlautbaren.

§ 15. (1) Die Bestimmungen des Bundes-
gesetzes über die Bekämpfung des seuchen-
artigen Verwerfens der Rinder (Abortus Bang),
B.G. Bl. Nr. 175/1935, bleiben von den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes unberührt.

(2) Wird neben einer Deckseuche der Rinder
seuchenartiges Verwerfen der Rinder festgestellt,
so sind die für die Bekämpfung dieser Seuche
angeordneten Schutz- und Tilgungsmaßnahmen
neben den Maßnahmen dieses Bundesgesetzes
entsprechend anzuwenden.

§ 16. (1) Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen des § 1, Abs. (1) und Abs. (3), sind als
Übertretungen nach § 63 des Gesetzes vom
6. August 1909, R. G. Bl. Nr. 177, betreffend die
Abwehr und Tilgung von Tierseuchen, Zuwider-
handlungen gegen die Bestimmungen des § 2,
Abs. (2), des § 3, Abs. (3), des § 4, Abs. (3), des
§ 5, des § 6, des § 10, Abs. (1), und des § 11,
gegen die im § 3, Abs. (1), und im § 4, Abs. (2),
zweiter Satz, festgesetzten Verbote sowie Zu-
widerhandlungen gegen die auf Grund der §§ 8.
und 10, Abs. (2), dieses Bundesgesetzes erlassenen
Verordnungen als Übertretungen nach § 64 des
Tierseuchengesetzes vom Jahre 1909 zu ahnden.
Hiebei finden die Bestimmungen des § 68 des
Tierseuchengesetzes vom Jahre 1909 Anwendung.

(2) Die übertragbaren Geschlechtskrankheiten
(Deckseuchen) der Rinder gelten als Seuche im
Sinne der §§ 66 und 67 des Tierseuchengesetzes
vom Jahre 1909.

§ 17. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft betraut.

Renner
Figl Kraus

2 3 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948,
betreffend die Abänderung des Gesetzes vom
25. Juli 1946, B. G. Bl. Nr. 184, über Stempel-
und Rechtsgebühren (Gebührennovelle 1948).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesgesetz vom 25. Juli 1946,
B. G. Bl. Nr. 184, über Stempel- und Rechts-
gebühren (Gebührengesetz 1946) wird abgeän-
dert wie folgt:

a) im § 33, T. P. 10, Z. 2, tritt nach den Wor-
ten darüber hinaus" an die Stelle des Ge-
bührensatzes „2 vom H." der Gebühren-
satz „10 S";
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b) die Anmerkungen 1, 2 und 3 zu § 33,
T. P. 10, entfallen;

c) im § 33, T. P. 10, Z. 2, wird folgender Satz
angefügt: „Der Gebühr unterliegen nicht
Dienstleistungen, wenn die auf ein Jahr
entfallende Vergütung den Betrag von
3600 S nicht übersteigt";

d) im § 14, T. P. 1.3, entfallen die Worte:
„wenn sie eine Lohnzusicherung nicht ent-
halten," sowie die Worte: „sonstige, wie
Verträge über Dienstleistungen, nach den
Tarifbestimungen im III. Abschnitte."

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

2 4 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948,
betreffend die Gewährung von Gebühren-
befreiungen für Anleihen von Gebiets-

körperschaften.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Anleihen (Darlehen, Kredite), die von
Ländern, Bezirken (Gebietsgemeinden, Gemeinde-
verbänden), Gemeinden und anderen Gebiets-
körperschaften aufgenommen werden, sind nach
Maßgabe der folgenden Vorschriften von den
Stempel- und Rechtsgebühren und von den Ge-
richtsgebühren befreit.

§ 2. Die Befreiung kommt zu:
a) hinsichtlich der Stempel- und Rechtsge-

bühren den beurkundeten] Rechtsgeschäften
über die Aufnahme und Sicherstellung der
i n § 1 genannten Anleihen, ferner den
Eingaben, Abschriften, amtlichen Ausfer-
tigungen, Übersetzungen, Zeugnissen, die
zum Zwecke der Aufnahme, der Sicher-
stellung, der Verzinsung oder der Rück-
zahlung solcher Anleihen überreicht oder
ausgestellt werden;

b) hinsichtlich der Gerichtsgebühren, den ge-
richtlichen Eingaben und den grundbücher-
lichen Eintragungen zur pfandrechtlichen
Sicherstellung der im § 1 genannten An-
leihen oder zur Löschung derartiger Sicher-
stellungen.

§ 3. (1) Die nach diesem Bundesgesetz gebühren-
freien Schriften und Urkunden sind mit dem
Vermerk: „Gebührenfrei nach § 2 des Bundes-
gesetzes vom 16. Dezember 1948, B. G. Bl.
Nr. 24", die Eingaben um die gebühren-
freie grundbücherliche Eintragungen mit dem
Vermerk: „Von der Entrichtung der Gerichts-
gebühren befreit nach § 2 des Bundesgesetzes
vom 16. Dezember 1948, B. G. Bl. Nr. 24", zu
versehen.

(2) Urkunden über Rechtsgeschäfte, für welche
die Gebührenbefreiung nach diesem Bundesgesetz
in Anspruch genommen wird, sind in jedem
Falle binnen acht Tagen nach Ausstellung der
Urkunde dem zuständigen Finanzamt für Ge-
bühren und Verkehrsteuern in unbeglaubigter
Abschrift anzuzeigen.

§ 4. Die noch in Geltung stehenden Bestim-
mungen des Bundesgesetzes vom 15. Juli 1921,
B. G. Bl. Nr. 407, treten außer Kraft.

§ 5. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist das Bundesministerium für Finanzen, in
Ansehung der Gerichtsgebühren das Bundesmini-
sterium für Justiz betraut.

(2) Die genannten Bundesministerien werden er-
mächtigt, die für Anleihen der in § 1 genannten
Art vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
vorgeschriebenen, aber in Hinblick auf dieses
Bundesgesetz gestundeten Gebühren, soweit sie
unter die Bestimmungen des § 2 fallen, nachzu-
sehen.

Renner
Figl Zimmermann Gerö

2 5 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948,
womit die Geltungsdauer des Vorläufigen
Abgabenrechtsmittelgesetzes, B. G. Bl.
Nr. 133/1947, in der Fassung des Vorläufigen
Abgabenrechtsmittelgesetzes 1948, B. G. Bl.

Nr. 102, verlängert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Im § 2 des Bundesgesetzes vom 11. Juni
1947, B. G. Bl. Nr. 133, betreffend die vor-
läufige Regelung des Rechtsmittelverfahrens in
Abgabensachen (Vorläufiges Abgabenrechts-
mittelgesetz) in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 12. Mai 1948, B. G. Bl. Nr. 102, treten
an die Stelle der Worte „mit 31. Dezember 1948"
die Worte „mit 31. März 1949".

§ 2. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner
1949, in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das
Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

2 6 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948,
womit die Verkehrsteuernovelle 1948,
B. G. Bl. Nr. 57, abgeändert wird (2. Verkehr-

steuernovelle 1948).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Im Artikel IV des Bundesgesetzes vom
18. Februar 1948, B. G. Bl. Nr. 57, betreffend
die Änderung einiger Verkehrsteuergesetze (Ver-
kehrsteuernovelle 1948) treten an Stelle der
Worte „mit 31. Dezember 1948" die Worte
„mit 30. Juni 1949".
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§ 2. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner
1949 in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das
Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

27. Bundesgesetz vom 16. Dezember 1948,
womit das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947,
B.G.Bl. Nr. 157, betreffend Änderung des
Aufbauzuschlages zur Biersteuer und die
Ertragsbeteiligung der Länder und der Stadt

Wien, abgeändert wird.
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Im § 2 des Bundesgesetzes vom 2. Juli
1947, B.G.Bl. Nr. 157, betreffend Änderung des
Aufbauzuschlages zur Biersteuer und die Ertrags-
beteiligung der Länder und der Stadt Wien,
treten an Stelle der Worte „31. Dezember 1948"
die Worte „31. Dezember 1949".

§ 2. Dieses Bundesgesetz tritt mit 31. Dezember
1948 in Kraft. Mit seiner Vollziehung ist das
Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

2 8 . Bundesgesetz vom 18. Dezember 1948
über Änderungen des Weinsteuergesetzes

(Weinsteuernovelle 1948).
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Gesetz über die Weinsteuer vom
6. Februar 1919, St. G. Bl. Nr. 125, in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 25. Juli 1946,
B. G. Bl. Nr. 165, über die Wiedereinführung der
Weinsteuer und des Bundesgesetzes vom 2. Juli
1947, B.G.Bl. Nr. 156, über Änderungen des
Weinsteuergesetzes (Weinsteuernovelle 1947),
wird abgeändert und ergänzt wie folgt:

1. Der § 2, Abs. (1), hat zu lauten:
„Die Weinsteuer beträgt vom Hektoliter:

a) für Traubenmost, Wein, Malzwein, ver-
gorenen und halbvergorenen Met, andere
weinähnliche Getränke, weinhaltige Ge-
tränke mit Ausnahme des Tresterweines,
dann für genußfertigen Obst- und Beeren-
most, bei dem die Gärung durch Pasteuri-
sierung oder auf andere Weise gehemmt
wurde und der mehr als 0'5 Volum-
prozent Alkohol enthält oder konzentriert
ist, 25 S; ferner wird bis 31. Dezember
1949 ein Aufbauzuschlag von 135 S ein-
gehoben;

b) für Obst- und Beerenmost, soweit er nicht
unter lit. a fällt, dann für Obst- und
Beerenwein und für unvergorenen (süßen)
Met 2'50 S; ferner wird bis 31. Dezember
1949 ein Aufbauzuschlag von 13'50 S ein-
gehoben."

2. § 3, Abs. (1), hat zu lauten:
„Als Kontrollgebühr sind unabhängig von der

Weinsteuer zu entrichten:
a) 1'50 S für jedes nach dem höheren Wein-

steuersatz, 1 S für jedes nach dem niedri-
geren Weinsteuersatz zur Versteuerung
gelangende Hektoliter der im § 1 be-
zeichneten Gegenstände;

b) 0'80 S für jedes Hektoliter der im § 1 be-
zeichneten Gegenstände, welche steuerfrei
auf Grund des § 11, beziehungsweise 12
dieses Gesetzes abgefertigt werden."

§ 2. (1) Die am Wirksamkeitsbeginne dieses
Bundesgesetzes im freien Verkehr befindlichen
Vorräte an weinsteuerpflichtigen Getränken
unterliegen einer Nachsteuer. Diese beträgt für
die in § 1, Abs. (1), lit. a, des Weinsteuergesetzes
bezeichneten Gegenstände 120 S und für die im
Abs. (1), lit. b, der genannten Gesetzesstelle
bezeichneten Gegenstände 12 S vom Hektoliter.

(2) Wer einen de r Nachsteuer unterliegenden
Vor ra t besitzt, ist verpflichtet, ihn spätestens am
fünften Tag nach Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes bei dem in der Durchführungsver-
ordnung zu bezeichnenden Organe anzumelden,
die Vorratserhebung zu gestatten und die Nach-
steuer binnen acht Tagen nach Vorschreibung, zu
entrichten.

(3) W e r einen der Nachsteuer unterliegenden
Vorra t für fremde Rechnung verwahr t , ist ver-
pflichtet, innerhalb der im Abs. (2) beistimmten
Frist diesen Vorra t und die Adresse desjenigen,
für dessen Rechnung er aufbewahrt wird, bei
dem in. der Durchführungsverordnung zu be-
zeichnenden Organe anzumelden und die Vorra ts -
erhebung zu gestatten.

(4) Von dieser Verpflichtung zur Anmeldung
und Nachversteuerung, sind Personen befreit,
deren Vor ra t an weinsteuerpflichtigen Gegen-
ständen nicht mehr als ein Hektol i ter beträgt;
sind größere Vor rä te vorhanden , so sind sie zur
Gänze der Nachsteuer zu unterziehen.

(5) Die vorsätzliche Unterlassung der vorge-
schriebenen Anmeldung zur Nachversteuerung
sowie die Anmeldung eines vorsätzlich u m mehr
als zehn v o m H u n d e r t zu gering angegebenen
Vorrates wind als Steuerhinterziehung, andere
Übertretunigen der Bestimmungen über die Nach-
versteuerung werden als Steuerordnungswidrig-
keit bestraft.

(6) V o m Tage des Wirksamkeitsbeginnes
dieses Gesetzes a n sind al le Personen (Unter-
nehmen) , die V o r r ä t e a n nachsteuerpflichtigen
Gegenständen besitzen, hinsichtlich der Nach-
versteuerung durch 60 Tage un te r Steueraufsicht
gestellt u n d daher während dieser Zeit ver-
pflichtet, ihre Vor rä te , den Bezug und die En t -
richtung de r Nachsteuer nachzuweisen. D e n
Finanzbeamten steht das Recht zu, in d ie Auf-
bewahrungsräume; so oft erforderlich, bei T a g
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einzutreten, Nachforschungen zu pflegen, vor-
handene Vorräte aufzunehmen und die Nach-
weisung des Bezuges oder der vorgeschriebenen
Anmeldung und Entrichtung der Nachsteuer zu
verlangen. Die Parteien sind verpflichtet, den.
Finanzbeamten den Eintritt in die Aufbe-
wahrungsräume zu gestatten und ihnen persönlich
oder durch ihr Hilfspersonal die verlangten
Hilfsdienste zu leisten.

§ 3. Dieses Bundesgesetz tritt 8 Tage nach
seiner Kundmachung in Kraft. Bis zu diesem
Zeitpunkte wird der Aufbauzuschlag [§ 2,
Abs. (1), des Weinsteuergesetzes] in der bis-
herigen Höhe eingehoben.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.
Die Durchführungsverordnung kann bereits von
dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes
folgenden Tag an erlassen werden. Sie tritt
frühestens zugleich mit diesem Bundesgesetz in
Kraft.

Renner
Figl Zimmermann

2 9 . Bundesgesetz vom 18. Dezember 1948,
betreffend einige Änderungen des Finanz-
ausgleichsgesetzes, B.G.Bl. Nr. 46/1948

(Finanzausgleichsnovelle 1949).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Finanzausgleichsgesetz 1948, B.G.Bl.
Nr. 46/1948, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 4, Abs. (1), sind nach dem Worte
„Biersteuer" die Worte „samt Aufbauzuschlag"
einzufügen.

2. Im § 4, Abs. (3), haben der zweite Satz und
im dritten Satz die Worte „auf Grund der aus-
gegebenen Lebensmittelkarten" zu entfallen.

3. § 15, Abs. (1), erster Satz, hat zu lauten:
Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1948

für die Zeit bis 31. Dezember 1949 in Wirk-
samkeit.

4. Im § 15, Abs. (2), zweiter Satz, haben die
Worte „vorbehaltlich der sich aus der nachträg-

lichen Durchführung der Zerlegung der Gewerbe-
steuermeßbeträge ergebenden Berichtigungen" zu
entfallen.

§ 2. Der Bund verzichtet auf die Einbringung
allfälliger Übergenüsse der Länder und Gemein-
den, die sich bei der endgültigen Abrechnung
der Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen
Bundesabgaben für das Jahr 1948 ergeben.

§ 3. Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich der
Bestimmungen des § 1, Z. 1 und 4, rückwirkend
auf den 1. Jänner 1948, im übrigen mit dem
1. Jänner 1949 in Wirksamkeit.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann

3 0 . Bundesgesetz vom 18. Dezember 1948,
betreffend Abänderung des Bundesgesetzes
vom 16. Juni 1948, B. G. Bl. Nr. 127, über
die Berücksichtigung von Werbungskosten
und Sonderausgaben und die Steuerfreiheit
von Überstundenentgelten bei der Einkom-

mensteuer (Lohnsteuer).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der § 8 des Bundesgesetzes vom 16. Juni
1948, B. G. Bl. Nr. 127, über die Berücksichti-
gung von Werbungskosten und Sonderausgaben
und die Steuerfreiheit von Überstundenentgelten
bei der Einkommensteuer (Lohnsteuer) wird
abgändert wie folgt:

Im Abs. (1) treten an Stelle der Worte „bis
31. Dezember 1948" die Worte: „bis 31. De-
zember 1949".

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jän-
ner 1949 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Zimmermann


